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Donnerſtag, den 


7. Februar 1889. 


Nr. 63. 


Preußiſcher Landtag. 
Abgeordnetenhaus. 
11. Plenarſitzung vom 6. Februar. 

Präſident v. Köller eröffnet die Sitzung 
um 11 Uhr. 

Am Miniſtertiſche: v. 
miſſare. 

Tagesordnung: 

Der erſte Gegenſtand derſelben iſt die erſte 
Berathung des Geſetzentwurfs betreffend die Er⸗ 
höbung der Krondotation. 

Abg. v. Shorlemer-Alft: Herr Prä- 
ſident. Ich beantrage die Ueberweiſung der Vor 
lage an die Budget⸗Kommiſſion. 

Präſident v. Köller: Zur General-Dis- 
kuſſion meldet ſich Niemand zum Wort. Die 
Vorlage geht ſomit an die Budget-Kommilfion. 

Es folgt die erſte Berathung des Entwurfs 
betreffend den Erlaß oder die Ermäßigung der 
Grundſteuer in Folge von Ueberſchwemmungen. 


Abg. Drawe (deutſchfreiſ.) begrüßt den 


Scholz und Kom⸗ 


Entwurf mit Freuden, weil er ihn als den Aus- 


druck der Gerechtigkeit betrachtet, kann demſelben 
indeſſen in der vorgelegten Form nicht zuftimmen, 
weil der Erlaß oder die Ermäßigung der Grund- 
ſteuer in das Ermeſſen des Finanzminiſters ge- 
legt iſt, eine Ermächtigung, die zu Bedenken 
Anlaß giebt. Er beantragt deshalb die Ueber- 
weiſung der Vorlage an die Agrar- Kommiſſion. 

Abg. Münzer (Zentrum) wünſcht eine 
Ausdehnung der Beſtimmungen der Vorlage auch 
auf Fälle von Ueberſchwemmungen, namentlich in 
Schleſien, welche nicht unter das Geſetz fallen 
würden, und außerdem für dieſe auch einen Er 
laß von Gemeindeſteuern. Er empfehle Vorbe— 
rathung der Vorlage in der Budget-Kommiſſion. 

Abg. v. Jagow (konſ.) erklärt ſich bereit, 
die Vorlage auch ohne kommiſſariſche Vorbera- 
thung anzunehmen, will ſich aber auch der bean- 
tragten Ueberweiſung derſelben an die Agrar- 
Kommiſſion nicht widerſetzen. Er richtet an die 
Regierung die Bitte, die Beſtimmungen des Ge- 
ſetzes auch auf die Fälle von Wolken und Deich ⸗ 
brüchen anzuwenden. 

Abg. v. Grote (Zentrum) wünſcht, daß 
dem Geſetze auch rückwirkende Kraft beigelegt 
werde. 

Finanzminiſter v. Scholz: Wird das Ge- 
ſetz ſo angenommen, wie es vorgelegt worden, 
ſo würde der Finanzminiſter auch ermächtigt ſein, 
die Fälle zu berückſichtigen, die der Vorredner 
im Auge hat. Ebenſo würde der Wortlaut des 
Geſetzes auch auf die durch Wolken- und Deidy- 
brüche herbeigeführten Ueberſchwemmungen anzu- 
wenden ſein. Uebrigens wird aber die Erfah- 
zung bei der Ausführung des Geſetzes mitwirken 
müſſen, und ift zu hoffen, daß die Beratbungen 
in der Kommiſſion zu allgemeiner Befriedigung 
führen werden. 


Abg. Rickert (deutſchfreiſ.): Eine kom⸗ 
miſſartſche Berathung der Vorlage ſel nothwendig 
ſchon wegen der ausgeſprochenen Wünſche um 
Erweiterung der Vorlage auch auf andere Natur- 
Ereigniſſe. Der Widerſtand des Abg. Drawe 
gegen die Vorlage ſei nicht aus einem Mißtrauen 
gegen den Finanzminiſter bervorgegangen, dem 
Finanzminiſter dürfte es ſelbſt erwünſcht ſein, 
wenn durch beſtimmte Vorſchriften ſeinem Vor⸗ 
gehen der Vorwurf der Parteilichkeit genommen 
würde. Alſo von einem Vertrauen oder Miß 
trauen gegen den Finanzminiſter ſei hier gar 
deine Rede. 

Abg. v. Schorlemer-Alſt empfiehlt 
benfalls Ueberweiſung der Vorlage an 
Agrar-Kommiſſten. 


Das Haus beſchließt, nach geſchloſſener Dis- 


kuſſton, dieſem Antrage gemäß. 


ſtirten ſolche Beſtimmungen nicht und Klagen 
ſeien deshalb noch nicht eingelaufen. 

Abg. Mooren (Zentr.\ tritt ebenfalls 
für eine Regelung der Verhältniſſe der Rentmel 
ſter ein. 

Abg. v. Eynern (natl.) und Bachem 
verlangen, daß bezüglich der Steuereinſchätzung 
und der Zuſtellung der Steuerzettel ein gleich- 
mäßiges Verfahren eingeſchlagen werde. 

Der Kommiſſar des Fin anzmi⸗ 
nifters erkennt die Berechtigung der bezüglich 
der rheiniſch weſtfäliſchen Rentmelſter ausgeſproche⸗ 
nen Wünſche an und ſpricht die Anſicht aus, daß 
das bisherige Verhältniß dieſer Beamten nicht 
werde aufrechterhalten werden können. 

Abg. Berger (wild) behauptet, daß die 
Majorität der rheiniſchen Rentmeiſter ſehr ſchlechte 
Einkommenderhältniſſe habe. Er wünſche, daß 
allen Beamten das feierliche Verſprechen gehal- 
ten werde, welches ihnen im Jahre 1882 ge- 
macht worden ſei, nämlich die Aufbeſſerung ihrer 
Gehälter, dann würde auch die Lage der Rent⸗ 
meiſter verbeſſert werden. 

Auf eine Bemerkung des Abg. Dr. Satt- 
ler (nat ⸗lib.) erklärt dee Kommiſſar, daß 
in keinem Falle ein Vollziehungsbeamter gezwun⸗ 
gen worden jei, auf feine Gebühren zu verzichten 
und ein feſtes Gehalt zu nehmen. 

Der Etat der direkten Steuern wird unver- 
ändert genehmigt. 

Beim Etat der indirekten Steuern weiſt 
Abg. v. Lyncker (konſ.) auf die in Folge der 
Kontingentirung entſtandenen Nothlage der kleinen 
landwirthſchaftlichen Brennereien im Oſten bin. 
Eine ganze Reihe von öſtlichen Brenneret-Beſitzern 
bätten deshalb ſchon den Betrieb eingeſtellt. 
Sollten noch Zweifel bei der Regierung über 
dieſe Sachlage beſtehen, jo bitte er, eine Erhebung 
darüber anſtellen zu laſſen und alsdann auf eine 
höhere Kontingentirung der kleineren Brenner 
hinzuwirken. Eine weitere Gefahr drohe den 
kleineren Brennereien mit der Einführung des 
Rektifikatlonszwanges. 

Abg. v. Tlede mann Bomſt (freikonſ.): 
Gerade für die kleineren Brennereien gewäbre 
das Geſetz große Vortheile, ſo daß demgegenüber 
die großen Brennereien benachtheiligt erſcheinen. 
Die Schädigung, welche das neue Branntwein ⸗ 
ſteuergeſetz für die Brennerei gebracht, ſei in 
dieſem Maße wohl nicht erwartet worden. Aber 
das Geſetz treffe die Schuld für den Rückgang 
der Brennerei-Induſtrie nicht allein; namentlich 
hätten auch die ruſſiſchen Zollmaßregeln dazu 
beigetragen. 

Finanzminiſter v. Scholz: Weder eine der 
verbündeten Regierungen noch der Reichstag hät- 
ten es an Wohlwollen für die kleinen Breane- 
reien fehlen laſſen, wie ein Blick auf die dama— 
ligen Verhandlungen ergiebt. 

Abg. Lohren (freikonſ.) wünſcht eine 
beſſere Berückſichtigung der kleinen Schifffahrt 
bei der Bemeſſung der Kanalabgaben auf den 
märkiſchen Waſſerſtraßen. 

Finanzminiſter v. Scholz ſagt eine ein- 
gehende Prüfung der biſtehenden Verhältniſſe zu. 

Abg. v. Rauchhaupt (konſ.) empfiehlt 
eine Verminderung der Kontrollbeamten für die 
Branntwein- und Zuckerſteuer. 

Miniſter v. Scholz ſtimmt dem zu. 

Der Etat der indirekten Steuern wird ge- 
nehmigt, ebenſo der Reſt des Etats der allge 
meinen Finanzverwaltung. 

Es folgt der Etat des Finanz-Miniſteriums. 


Die Budgetlommiſſion empfiehlt, für den 


die Unterſtaats-Sekretär nur 15,000 ſtatt 20,000 


Mark zu bewilligen. 
Abg. v. Meyer ⸗ Arnswalde plädirt für 
20,000 Mark. Der Unterſtaatsſekretär dürfe 


Es folgt die Lortſetzung der zweiten Be- nicht ſchlechter geſtellt fein, wie ein Landesdirek. 


rathung des Staatshaushaltsetats, und zwar des tor. 


Etats der direkten Steuern. 


Was die allgemeine Gehaltserhöhung an 
lange, ſo ſollte man doch den Gedanken der 


Abg. Olzem (nat. -lib.) befürwortet eine] Ueberweiſung der halben Grundſteuer an die Ge⸗ 
Regelung der Penſions-Verhältniſſe der Rent- Imeinden aufgeben; damit werde nur das Geld 


melſter. 
9 


Abg. Zachem (Zentrum) ſpricht 


die Steuerzahler geſendet würden 


verzettelt. 
2 a > den] der Beomtengehälter verwendet. 
Wunſch aus, daß die Steuerzettel verſchloſſen an 


Daſſelbe würde beſſer zu Erhöhung 
Abg. v. Keudell (freikonſ.) befürwortet 


die Erhöhung auf 20,000 Mark mit Rückſicht 


l dNommiſſar des Finanzmi⸗fauf den Dienſt. Die Unterſtaatsſekretäre, die 
es erklärt, baß die verſchloſſene Zuſen-]höchſten Beamten nächſt den Miniſtern, müßten 


dung ver 
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ſekretärs aus elſaß lothringiſchem in den preußl⸗ 
ſchen Dienſt gewünſcht; es habe aber davon ab 
geſehen werden müſſen, da man dem Betreffen- 
den nicht beim Uebertritt in den preuß ſchen 
Dienſt eine Schlechterſtellung um 5000 Mark 
habe zumuthen können. 

Abg. v. Schorlemer findet es ſtark, 
dem Hauſe zuzumuthen, nach acht Tagen einen 
mit großer Mehrheit gefaßten Beſchluß wieder 
aufzugeben. 

Abg. Berger: Wenn er jetzt gegen die 
Erhöhung ſtimme, ſo geſchehe dies nur, weil ſie 
außer Zuſammenhang mit der ollgemeinen Er- 
höhung der Beamtengehälter erfolgen ſolle. 

Die Gehaltserhöhung wird abgelehnt, es 
bleibt ſonach bei der Bewilligung von nur 
15,000 Mark. Der Etat des Finanzminiſte⸗ 
riums wird im Uebrigen unverändert ange⸗ 
nommen. 

Hierauf vertagt ſich das Haus. 

Nächſte Sitzung: Freitag 11 Uhr. 
Tagesordnung: Erſte Berathung der Se- 
kundärbahnvorlage, Etat. 


Deutſchland. 

Berlin, 6. Februar. Der Katfer ertheilte 
geſtern Nachmittag dem Landesrath Kelch eine 
Audienz. Später unternahmen der Katſer und 
die Kaiferin eine gemeinſame Spazierfahrt durch 
den Thtergarten und ſtatteten gelegentlich dejjel- 
ben beim Botſchafter Oeſterreich- Ungarns, Gra 
fen Szechenyl, in der öſterreichiſch-ungariſchen 
Botſchaft am Pariſer Platz einen kurzen Beſuch 
ab. Später hatte der Kaiſer von halb 5 Uhr 
ab etwa eine Stunde mit dem Reichekanzler 
Fürften Bie marck eine Unterredung. Am Abend 
jagen die Faifırliden Majeſſäten u. A. auch den 
Maler Kieſel als Gaſt bet ſich zum Thee. Heute 
Vormittag unternahm der Kaiſer eine Spazier⸗ 
fahrt nach dem Thiergarten. Gegen 11 Uhr be- 
gaben ſich der Kaijer und die Kaiſerin zur Kat- 
ſerin Königin Auguſta. woſelbſt um 11 Uhr im 
runden Saal eine Sitzung des Zentralkomitees 
zur Pflege im Felde verwundeter und erkrankter 
Krieger ſtattfand. Mittags 12 Übe empfing der 
Kaijer im Beiſein der königlichen Prinzen und 
der übrigen befohlenen Perſonen u. ſ. w. im 
Weißen Saale die außerordentliche Botſchaft des 
Sultans von Marokko in feierlicher Audienz, 
welche zuvor in königlichen Gala Equipagen unter 
militäriſcher Eekorte vom Hotel Katſerhof aus 
nach dem königlichen Schloſſe eingeholt worden 
war und ſpäter, nach beendeter Audienz, auch in 
gleicher Weiſe dorthin aurüdgeleitet wurde. 

Wie dem „Reuter'ſchen Bureau“ aus 
Sanſibar vom 3. d. gemeldet wird, find die 
freundſchaftlichen Handelsbeziehunzen zwiſchen den 
Gallas und den Küſtenſtammen wlederbergeſtellt 
und iſt die Handelsſtraße, welche ſeit 18 Monaten 
geſchloſſen war, wieder offen. Die Gallas be- 
wohnen das ſüdliche Abeſſinten und ausgedehnte 
Landſtriche im Oſten deſſelben. 


Stettiner Nachrichten. 
Stettin, 7. Februar. Der „Sammelklub 
Laſtadie“, welcher im Jahre 1884 begründet iſt, 
veröffentlicht ſoeben ſeinen Jahresbericht pro 
1888. Darnach wurden im vergangenen Jahre 
2814,33 Mark vereinnahmt, davon 2104,35 
Mark durch 8 Soirten; die Ausgaben betrugen 
2814,33 Mark, davon für eine Weihnachts- 
beſcheerung von 118 Kindern 1282,34 Mark, 
für den Bau der Gertrudkirche 152,95 Mark, 
für die Fertenkolonien 100 Mark und an iwei- 
teren Unterſtützungen 64,50 Mark. Die Aus- 
gaben für die 8 Soireen betrugen 1145,95 
Mark. — Im Jahre 1885 wurden zu Weih- 
nachten 150 Kinder, im Jabre 1886 105 Kin- 
der und im Jahre 1887 125 Kinder beſcheert, 
ſo daß der Verein mit ſeinem bisherigen Wirken 
manche Noth gemildert hat 

— Zwei recht rohe Patrone wurden vor- 
geſtern durch die Bredower Polizeibeamten feſt⸗ 
genommen und dem bieſigen Gefängniß einge 
liefert; es ſind dies die Arbeiter Otto Scheel 
und Paul Beck. Dieſelben überfielen am 
1. d Mts in der Nähe des alten Bredower 
Kirchhofes einen Bierwagen und mißhandelten 


ſtiche bei, ſo daß er lebensgefährliche Verletzungen 
davontrug. 


— Das Zentral- Komitee der preußiſchen 
Vereine zur Pflege im Felde verwundeter und 
erkrankter Krieger veranſtaltet in dieſem Jahre 
die dritte Geld Lotterie, um die für die Zwecke 
der Vereinsthätigkeit der deutſchen Vereine vom 
Rothen Kreuz erforderlichen Mittel zu erlangen. 
Der Vertrieb der Looſe iſt durch 
bejondere Kabinetsordre den kö⸗ 
niglichen Lotterieeinehmernüber⸗ 
tragen, welche auch die Geſammtzabl der 
Looſe feſt übernommen haben und die Gewinne 
ſeiner Zeit baar ohne Abzug zahlen werden. 
Der ausgiebige Abſatz der Looſe iſt in Anbe⸗ 
tracht des patriotiſchen Zweckes und der günſti⸗ 
gen Gewinnchancen (bei einem Einſatzpreiſe von 
3 Mark iſt der geringſte Gewinn auf 30 Mark, 
der höchſte auf 150,000 Mark feſtgeſetzt) nicht 
zu bezweifeln. 


— Der Univerſitäts⸗Kurator, Geh. Regie⸗ 
rungs-Rath Steinmetz zu Greifswald iſt in 
gleicher Eigenſchaft nach Marburg verſetzt worten, 


— (Stettiner Hausbeſitzer ⸗ 
Verein. Sitzung vom 4. Februar.) Vor 
einem zahlreichen Publikum fand der Vortrag 
des Vorſitzenden, des Herrn Kaufmann Mar- 
low, betreffend die Haftpflicht aus Unfällen, 
ihre rechtliche Begründung, ihre Gefahren für 
die ſtädtiſchen Grundbeſitzer und die Schutzmittel 
gegen dieſe Gefahren, ſtatt. Herr Marlow be- 
ſorach eingehend dieſes für alle Huusbeſitzer 
gleich bochwichtige Thema. In gedrängter 
Kürze geben wir den Inhalt ſeines Vortrages 
wieder. 

Die Haftpflicht iſt begründet durch Titel IV 
des allgem. Landrechts de 1794, welches noch 
jetzt gültiges Recht iſt. In Folge der geringen 
Geſetzeskunde find Anſprüche an Haftpflichtige jel- 
ten durch Prozeſſe auf Schadenerſatz, Aus- 
ſtattung, Unterhalt ꝛc. entſchteden und öffentlich 
bekannt geworden, denn: wo fein Kläger, da 
kein Richter. 

Nan aber hat ſich die Sachlage weſentlich ge- 
ändert; mit den großen Fortſchritten der In- 
duſtrie in der Neuzeit nehmen die Unfälle in den 
Betrieben in unheimlicher Weiſe zu und die 
wirthſchaftliche Nolblage, in welche die Verun⸗ 
glückten und ihre Hinterbliebenen geriethen, zei⸗ 
tigte die Ueberzeugung, daß der Staat die 
Pflicht habe, ſich der Beſchädigten in wirk⸗ 
ſamerer Weiſe als bisher anzunehmen. Dies 
führte zum Erlatz des Haftpflicht⸗Beſetzes vom 
7. Juni 1871. 

Bald aber zeigte ſich, daß auch dieſes Ge⸗ 
ſetz nicht genügte, um die Arbeiter zu ſchützen 
und es wurden die Berufsgenoſſenſchaften in's 
Leben gerufen, welche eine auf dem Boden des 
offentlichen Rechts ſtehende Verſicherung gegen 
Betriebsunfälle zur Aufgabe haben. 

Nach den bierauf bezüglichen Beſtimmungen 
des Unfall-⸗Verſicherungs-Geſetzes vom 6. Juli 
1884 müſſen alle Betriebe, welche bisher unter 
das Haftpflicht-Geſetz gefallen, das Leben und die 
Geſundheit ihrer Arbeiter verſichern. 

Durch beide Geſetze — Haftpflicht und 
Unfall-Verſicherungs Geſetz — erhielien die Ar- 
beiter die wiitgehendſten Anſprüche an die Ar- 
beitgeber, welche in täglich ſich mehrenden Fällen 
geltend gemacht, daare Erfolge hatten und die 
Frage nabe legten, ob nicht für Unfälle außerhalb 
des Betriebes Jemand verantwortlich gemacht und 
zur Schadloshaltung angehalten werden könnte. 
Die faſt vergeſſenen Beſtimmungen des Land- 
rechts wurden in Erinnerung gebracht und es 
entſtanden Klagen und Prozeſſe auch gegen ſolche 
Perſonen, welche in keinem Verhältniß zu dem 
Verletzten ſtanden. Auch die Grundbefiger blieben 
von ſolchen Prozeſſen nicht verſchont. 

Nach den Beſtimmungen des Landrechts kann 
die Haftpflicht zweierlei Folgen haben, ſtrafrecht⸗ 
liche und zivilrechtliche. Die strafrechtlichen Folgen 
einer fahrläſſigen Körperverletzung bedroben den 
Beſchädiger mit Geldſtrafe bis zu 900 Mark, 
oder mit Gefängniß bis zu 2 Jahren; außerdem 
kann in ſolchen Fällen noch beſonders auf eine 
Buße bis zu 6000 Mark erkannt werden Wird 


den Kutſcher erheblich. An demſelben Abend be- auf Buße nicht erkannt, ſo ſteht dem Beſchädigten 


Ienereinſchätzungen vom Geſetze vor- auch dieſer Stellung entſprechend beſoldet jein.Igannen fie mit dem Arbeiter Brehmer ohne jede frei, auf zivilrechtlichem Wege eine ſolche zu er- 


eben ſel. Bezüglich der Steuerzettel erl⸗J Man habe die Uebernahme eines Unterſtaats- J Urſache Streit und brachten demſelben 5 Meſſer- langen und jedenfalls erhält derſelbe Recht, wenn 
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eine ſtrafrechtliche Verurtheilung des Beſchädigers 
ſtattgefunden hat. 

Der Beſchädigte hat den Vortheil, daß nach 
Stellung eines Strafantrages der Unterſuchungs⸗ 
richter nach Beweismitteln ſucht, für welche ihm 
mehr Wege zu Gebote ſtehen, als dem Laien. 

Weit ſchlimmer als die ſtrafrechtlichen Folgen 
ſind die zivilrechtlichen und iſt vor allem nöthig, 
daß wir uns vor weiterem Eingehen auf dieſe 
Folgen einige Begriffe über die Vorausſetzungen 
der Haftbarkeit aus Unfällen, wie ſolche unſer 
gültiges Landrecht enthält, von vorne herein klar 
machen. Das Landrecht ſagt: Schaden iſt jede 
Verſchlimmerung des Zuſtandes eines Menſchen, 
in Anſehung des Körpers, der Freiheit, der Ehre 
oder des Vermögens, daneben iſt entgangener 
Gewinn ein weiterer Schaden. Der Beſchädiger 
hat nicht allein den poſitiven Schaden zu erſetzen, 
ſondern auch den entganzenen Gewinn. 

Die Pflicht zur Schadlos haltung entſteht aus 
einem Berſehen. Jedermann iſt ſchuldig, in 
den Geſchäften des bürgerlichen Lebens Aufmerk- 
ſamkeit anzuwenden, daß er den Geſetzen gemäß 
handele; Entgegenhandelnde begehen ein Verſehen. 
Dies kann ſein ein grobes, mäßiges oder 
geringes Verſehen. Die Unterſchiede zwiſchen 
dieſen find fo fein und liegen einander fo nahe, 
daß jeher begreiflich tft, wenn manchmal ein Haus- 
beſitzer verurtheilt wird für ein Verſehen, welches 
der Richter für ein grobes hält, während wir 
es nur als mäßiges oder gar nur geringes 
betrachten. Ein grobes Verſehen wird vom 
Landrecht auf gleiche Stufe mit Vorſatz geſtellt; 
vorſätzliche Beſchädigungen verpflichten den Be 
ſchädiger, wie allgemein bekannt, zur Schaden- 
erſatzleiſtung und zwar muß er dem Beſchädigten 
volle Genugthuung letſten. Ebendazu iſt auch 
derjenige verpflichtet, welcher eine dem Anderen 
ſchuldige Pflicht aus Vorſatz oder groben Verſehen 
unterläßt und dadurch demſelben Schaden verurſacht. 
Haftpflicht entſteht alſo aus einer Handlung oder 
Unterlaſſung. Speziell die Haftpflicht der Grund- 
beſitzer iſt in folgender Beſtimmung des Land 
rechts enthalten: Inſonderheit muß der, welcher 
ein auf Schadenverhütungen abzielendes Polizei- 
geſetz vernachläſſigt, für allen Schaden, welcher 
durch die Beobachtung des Geſetzes hätte ver- 
mieden werden können, ebenſo haften, als wenn 
derſelbe aus ſeiner Handlung unmittelbar ent- 
ſtanden wäre; von dleſer Verantwortlichkeit wird 
der Beſchädiger auch nicht durch die miteintretende 
Verſchuldung des Beſchädigten befreit. 

Sodann führte Herr Marlow die Haftbar- 
keit, welche dem Dienſtherrn für das Dienſtper⸗ 
ſonal obliegt, aus und kam auf die Art der Be 
ſchädigungen, Tödtung, körperliche Verletzung und 
daraus folgender dauernder oder zeitweiliger Un- 
fähigkeit des Berufs und Verunſtaltung. 


Bei Tödtungen durch grobes Verſehen ift 
den Hinterbliebenen ſtandesgemäßer Unterhalt und 
event. gleiche Erziehung und Ausſtattung ent- 
ſprechend dem Stande ves Vaters zu gewähren 
Dieſe Beſtimmungen richten ſich nach dem Stande 
des Getödteten und kommt dabel hinterlaſſenes 
Vermögen deſſelben, auch wenn es noch jo be- 
deutend, rechtlich abſolut nicht in Frage bet Be- 
meſſung der Eutſchädigung. 

Bei körperlichen Verletzungen ohne nach- 
folgenden Tod müſſen dem Beſchädigten Hei- 
lungs- und Kurkoſten erſetzt werden und alle die- 
jenigen Vortheile, welche ihm durch die Beſchädi 
gung entzogen worden find. Bei entſtehender Er- 
werbeunfähigkeit iſt alſo eine dieſer entſprechende 
lebenslängliche Rente zu zahlen. Verunſtal 
tung iſt ſebr ſchwer in ihren Folgen, wenn 
eine ledige, im heirathsfähigen, körperlichen und 
geiſtigen Zuſtande befindliche Frauensperſon von 
derſelben betroffen wird. Die Ausſtattung wird 
nach richterlichem Ermeſſen ſtandeegemäß und 
noch dazu fo hoch feſtgeſtellt, daß die Verunftal- 
tete hoffen darf, trotz dieſes Fehlers eine ihrem 
Stande gemäße Heirath zu finden ; bis zur Hei- 
rath bleibt die Perſon ledig bis zum Tode — 
muß die Ausftattung jo bemeſſen ſein, daß fie 
ihren Unterhalt aus den Einkünften nehmen 
kann. 

Alle dieſe Beſtimwungen finden ihre Kıö- 
nung in einem Paragraphen, welcher beſagt, der 
Beſchädigte kann bel Bemeſſung der Entſchädi⸗ 
gung nicht geltend machen, daß durch dieſe Lei 
fung ſowohl er als feine Familie zu Grunde 
gehen. Der Richter hat hierauf keinerlei Rück, 
ſicht zu nehmen. 

Mancher tröſtet ſich nun, daß das neue 
bürgerliche Geſetzbuch, das im Werden begriffen 
iſt, mildere Beſtimmungen enthalten wird. Dies 
iſt nun leider nicht der Fall; denn während das 
Landrecht nur Verletzungen, jagt $ 705 des bür- 
gerlichen Geſetzbuchs: Als widerrechtlich gilt auch 
die Kraft der allgemeinen Freiheit an ſich er- 
laubte Handlung, wenn fie einem Ande⸗ 
ren zum Schaden gereicht und ihre Vornahme 
gegen die guten Sitten verſtößt. Die neue 
Haftpflicht wird alſo noch viel weiter ausgedehnt, 
als es die bisherige iſt, denn es verſtößt gegen 
die guten Sitten, ein Poltzei-Geſetz zu übertre 
ten, aber es kann gegen die guten Sttten ver- 
ſtoßen, ohne daß ein Polizei-Geſetz übertreten 
wird. 

Weit ſchärfer aber als im Landrecht iſt jetzt 
die Schadenerſaßzpflicht beſtimmt. Der Richter 
kann nach ſeinem Ermeſſen beſtimmen, in welcher 
Art und in welcher Höhe der Verpflichtete Sicher 
heit zu leiſten habe und ſogar, daß ein Kapital 
zur Sicherſtellung hinterlegt und nebenbei noch 
die jährliche Rente bezahlt wird 

Sodann führte der Redner einige Fälle, 
welche Anlaß zu Unfällen geben können, auf und 
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betonte namentlich die Beltuchtungsfrage der 
Flure und Treppen und das Streuen der Trot- 
toire bet Glätte. Wie ſchwer gerade die letzte 
Verpflichtung zu erfüllen ſei, habe der verfloſſene 
Winter klar bewieſen. Erfolgt nun aber in 
Schadenfällen eine Verurtheilung des Haus- 
beſitzers nicht, ſo kann er ſchon durch den Prozeß 
ſelbſt ſchwer geſchädigt werden, wenn nämlich der 
Kläger unbemittelt — mit Armenrecht verſehen 
— prozeſſirt. Der gewinnende Haus beſitzer hat 
dann ſeinen Anwalt zu bezahlen, die nicht uner 
beblichen Koſten des Gegenbeweiſes und verſchie⸗ 
dene Inſtanzen zu tragen und erhält den nichts 
ſagenden Anſpruch auf Rückerſtattunz der aus⸗ 
gelegten bedeutenden Prozeßkoſten. Gegen alle 
dieſe Gefahren kann man ſich nur auf eine Weiſe 
ſchützen, nämlich durch Verſicherung. 

Dieſe Art der Verſicherung hat mindeſtens 
denſelben Werth als Feuerverſicherung, bei wel 
cher nicht die Zahl der Brandfälle entſcheidend 
tft, ſondern die Folgen eines einzigen möglichen 
Brandes. Der Hausbeſitzer, welcher ſein An- 
weſen nicht gegen Feuer verſichert, iſt mit Recht 
ein nachläſſiger Wirthſchafter zu nennen. Die 
Folgen eines Unfalles, bei dem ein Menſch ver- 
letzt wird, können, wie bewieſen, noch weit ſchwe⸗ 
rere fein, als die eines Brandes; durch einen 
einzigen bedeutenden Unfall kann der Haus beſitzer 
total ruinirt werden. Von Seiten des deutſchen 
Zentral-Verbandes der Hausbeſitzer wurde ange- 
regt, eine Verſicherung gegen Haftpflicht von 
Verbandswegen zu gründen; lange und eim 
gehende fachmänniſche Erörterungen haben die 
Unzulänglichkeit der in Rede ſtehenden Verſiche 
rungs Begründung erwieſen und man beſchloß 
nach vielfachen genauen Erkundigungen, ſich einer 
der beſtehenden Privat Verſicherungs-Geſellſchaften 
anzuſchließen. Der Bund und Zentral-Berband 
baben ſchließlich zur Verſicherung der Hausbeſitzer 
gegen Unfälle dritter Perſonen den Allgemeinen 
deutſchen Verſicherungs Verein in Stuttgart, eine 
Gegenſeitigkeits - Geſellſchaft, aufs wärmſte em 
pfohlen. ü 

Derſelbe beſteht ſeit 1875 und hat flatuten- 
mäßig ſolidariſche Haftbarkeit ſeiner Mitglieder 
nicht feſtgeſetzt, ſondern die Haftbarkeit für jedes 
Mitglied auf Nachzahlung von höchſtens dem 
dreifahen Betrage einer Jahres-Prämie be- 
ſchränkt. Auch verſichert der Verein zu feſter 
Prämie, wie Aktiengeſellſchaften, doch dann er⸗ 
höbt ſich bie Prämie um 50 Prozent. Die 
Koſten der Verſicherung richten ſich nach dem 
Mletheertrage des Hauſes und betragen je nach 
dem Riſiko 1— 2 pro Mille des Miethsertrages. 
Hierfür trägt der Verein alle Prozeßkoſten und 
75 Prozent der Entſchäbigungsſummen; die refti- 
renden 25 Prozent bleiben jedem Verfiherten als 
Selbſtverſicherung überlaſſen. Den Hausbeſitzer⸗ 
Vereinen iſt eine Vergünſtigung gewährt in 10 
Prozent Rabatt der Prämie und nur 20 Pro- 
zent Selbſtverſicherung. Redner hob alsdann 
hervor, daß von einem Zwange zur Verſtcherung 
in unſerem Verein keine Rede ſein könne, empfahl 
aber, die Sache gründlich prüfen zu wollen und 
die Verſicherung nicht etwa leicht von der Hand 
zu weiſen. Für ſeine Perſon will der Herr Vor⸗ 
tragende dem Verein beitreten und räth ein Glei⸗ 
ches der Verſammlung. 

An dieſen Vortrag ſchloß ſich eine lebhafte 
Diskuſſion an, an welcher ſich bethelligten die 
Herren Rechtsanwalt Boyens, Kaufmann 
Kurz, Hoffmann, Dröſe und Direktor 
Thym. 

Der Subdirektor des genannten Verſiche⸗ 
rungs-Vereins, Herr Chriſt, der anweſend 
war, wurde aufgefordert, die Solidität und den 
Geſchäftsbetrieb des Stuttgarter Vereins zahlen⸗ 
mäßig zu belegen; dies geſchah und gewann die 
Verſammlung die Ueberzeugung, daß der genannte 
Verein ein ſolides und Vertrauen verdlenendes 
Inſtitut ſei. 

Herr Marlow beantragte, daß der Bor- 
ſtand mit Herrn Subdirektor Chriſt nochmals in 
Verbindung träte, um die möglichſt günſtigen Be- 
dingungen für den hieſigen Hausbeſitzer⸗Vertin zu 
erzielen. 

Der Antrag wurde angenommen und iſt zu 
erhoffen, daß der Verein in ſeiner Majorität, 
eintietender Haftpflicht vorbeugend, bei dem All 
gemeinen deutſchen Verſicherungs- Verein in Stutt- 
gart Schutz und Verſicherung ſucht. 

Hierauf wurde zur Wahl der Rechnungs 
Reviſoren für das Jahr 1889 — 90 geſchritten 
und wurden die Herren Direktor Thym und 
Klempnermeiſter Cäſar Schmidt gewählt. 

Herr Marlow verlas darauf einen Auf- 
ruf, verfaßt vom Zentral Verbande, an alle Haus 
und Grundbeſitzer im Königreich Preußen wider 
die Gebäudeſteuer. 

Herr Rechtsanwalt Boyens plädirte da⸗ 
für, daß der Aufruf in der gegebenen Faſſung 
nicht vom hieſigen Verein unterſchrieben werden 
könne. 

Her Marlow ſchließt ſich dieſer Auffaſ⸗ 
jung an und beantragt, die Sache bis zur näch⸗ 
ſten Sitzung zu vertagen und alsdann eine Kom ⸗ 
miiflon von 6 Mitgliedern zur Ausarbeitung 
einer Petitien behufs Ermäßigung des Zuſchlages 
der Gebändeſteuer zu wählen. — Der Antrag 
wird einſtimmig angenommen. 


— Schwurgericht. Sitzung vom 6. 
Februar. — Anklage wider den Kahnſchiffer 
Julius Müller und deſſen Ehefrau Bertha, 
geb. Zühle dorf, Beide aus Ueckermünde, wegen 
Meineides. 

Wegen einer ſehr geringfügigen Urſache war 
Müller mit ſeinem Nachbar, dem Böttcher Zenker, 
in Streit verwickelt; von dem Müller'ſchen Grund⸗ 


wobl, daß er das Waſſer über 
abfließen laſſen müſſe, um aber den Schlamm 


ſtück ging nämlich ein Waſſerabfluß über das 
3. ige Grundſtück und M. hatte über diefem Ab- 
fluß auf ſeinem Grundſtück eine Küche erbaut 
und eine Vorrichtung getroffen, welche ihm das 
Reinigen des Abfluſſes geſtattete. Zenker wußte 
ſein Grundſtück 


und Schmutz nicht mit zu erhalten, ſperrte er 
den Ausfluß am M. ' ſchen Grundſtück durch ein 
Gitter von Drahtſtäben ab. Im November 1887 
wurde dieſes Gitter eines Tages zerſtört vorge 


funden und da Z. der Anſicht war, daß die 


Müller'ſchen Eheleute die Zerſtörung ſelbſt be- 
wirkt hätten, klagte er gegen dieſe auf Wieder- 
herſtellung des Gitters. In dieſem Prozeß wurde 
den Müller ſchen Eheleuten der Eid zugeſchoben, 
daß ſie weder ſelbſt noch durch Dritte das Gitter 
zerſtört hätten; dieſen Eid leiſteten beide Ange- 
klagte am 24. Januar v. J. vor dem Amts- 
gericht in Ueckermünde. Durch die heutige An- 
klage werden dieſelben beſchuldigt, dieſen Eid 
wiſſentlich falſch geleiſtet zu haben, da fie ſelbſt 
die Zerſtörung des Gitters vorgenommen. Die 
Beweisaufnahme fiel für Müller günſtig aus, fo 
daß das Verdikt der Geſchworenen gegen ihn auf 
nichtſchuldig lautete, auch in Betreff der Ehefrau 
konnten ſich die Geſchworenen nicht überzeugen, 
daß ſie einen wiſſentlichen Meineid geleiſtet, ſie 
nahmen vielmehr an, daß nur fahrläſſiger Mein- 
eid vorliege. Demgemäß wurde Frau Müller zu 
6 Monaten Gefängniß verurtheilt, der Mann 
freigeſprochen. 


Geſchichte des pommerſchen 
Pionier : Bataillons Nr. 2. 


Im Verlage der königl. Hofbuchhandlung 
von E. S. Mittler u. Sohn in Berlin iſt fo- 
eben eine Geſchichte des pommerſchen Pionter- 
Bataillons Nr. 2 erſchlenen, zufammengeftellt von 
Troſchel, Hauptmann und Kompagnie Chef 
des genannten Pionier-Batalllons. Die „Poſt“ 
entnimmt derſelben Folgendes: 

Das pommerſche Pionier - Bataillon Nr. 2 
wurde durch A. K.⸗O. vom 2. Juni 1860 aus 
der 2. Pionler- Abtheilung zu Stettin gebildet, 
die jetzige Benennung trat durch eine A. K. O. 
vom 4. Juli 1860 in Kraft. Die 2. Pionier 
Adtheilung war in Folge einer A. K.⸗O. vom 
27. März 1816 aus der pommerſchen Feſtunge- 
Pionter⸗Kompagnie als der 1. Kompagnie und 
der 1. Feld Plonter⸗Kompagnie als der 2. Kom- 
pagnie ſormirt worden, der Zuſammentritt der 
beiden Kompagnien in Stettin war erſt 1820 
erfolgt, da die 2. Kompegnte bis dahin mobil in 
Frankreich geblieben war. Eine 3. Kompagnie 
erhielt die Abtheilung durch A. K. O. vom 25. 
Juli 1859. 

Die pommerſche Feſtungs-Pionier-Kompag 
nie war im Jahte 1814 zum Theil aus Adga- 
ben der brandenburgiſchen und von vier ſchleſi⸗ 
ſchen Pionler-Kompagnien, die 1. Feld-Pionier- 
Kompagnie mit Verwendung eines Stammes der 
1. preußiſchen Kompagnie gebildet worden. Durch 
dieſe Stämme hängt die Abtheilung u. a. mit 
der 1715 geſtifteten Berliner Pontonnier-Kom⸗ 
pagnie zuſammen und läßt ſich ſomit die Ge⸗ 
ſchichte des pommerſchen Plonter- Bataillons Nr. 
2 bis 1715 zurückführen. Die Darſtellung um 
faßt daher zunächſt die Zeit von 1715 - 1807. 
Wir folgen den Schickſalen der Berliner Ponton- 
nierkompagnie von ihrer Gründung bis zur Auf- 
löſung in dem verhängniß vollen Kriegsjahr 1806 
bis 1807. Die Pontonniere gehörten zur Ar- 
tillerie, der größte Theil der Offiziere ging aus 
dem Unteroffizterſtande hervor und ſcheinen die 
Offiziere der Pontonniere nicht mit den anderen 
Offizieren der Armee gleichberechtigt geweſen zu 
jein. Auch mit den unter Friedrich dem Großen 
errichten preußiſchen Mineuren ſtehen die Stamm- 
Kompagnten in geſchichtlichem Zuſammenhang und 
wird daher der Geſchichte der Mineure innerhalb 
des erwähnten Zeitraums gedacht. Es folgen 
dann die Feldzüge 1812, 1813 und 14, ſowie 
1815, am erſtgenannten war die 1. Feld-⸗Pion ier⸗ 
Kompagnie, welche im ſelben Jabr errichtet wor- 
den war, ebenſo wie an den übrigen betheiligt, 
während die pommerſche Feſtungs - Kompognie 
eigentliche kriegeriſche Verwendung nicht gefunden 
bat. Der Abſchnitt: „Reorganiſation und Frie 
dens jahre von 18 16 bis zur Gegenwart“ erledigt 
die Entwickelung der Organiſatton und die Frie- 
denethätigkelt bis zu unſeren Tagen, die friege- 
riſche Wirtfamfeit beſonderen, nach Feldzügen ge⸗ 
ordneten Abſchnitten überlaſſend. Im Herbſt 
1866 batte das 2. Bataillon Abgaben zur Bil- 
dung des 9. Pionier Bataillons, im Frühjahr 
1881 folge zur Bildung des 16. Pionter-Ba⸗ 
talllons zu leiſten. Im Jahre 1873 wurde die 
gleichmäßige Ausbildung der 3 erſten Kompagnien 
ale Feldkompagnien verfügt, während die vierte 
als Mineur-Kompagnie beſtehen blieb und die 
Mannſchaft für die mobil zu machenden Feftungs- 
Kompagnten zu ſtellen hatte. Seit 1885 werden 
alle vier Kompagnlen in allen Zweigen des all- 
gemeinen Pionier- und früheren Sektlonedienſtes 
gleichmäßig ausgebildet. Als neuer Zweig der 
Ausbildung trat der Feld⸗Telegraphenbau hinzu. 
Seit 1886 hat das Bataillon feine alte Gar- 
niſon Stettin mit Thorn vertauscht. Die Dar- 
ſtelung der kriegeriſchen Thätigkeit des Batail- 
lons beginnt mit dem Feldzuge 1864, an 
welchem vom 25. Juni ab die mobil gemachte 
erſte als Pontonnter- Kompagnie Theil nahm 
Ste hatte Gelegenheit, bei dem ruhmvollen Ueber 
gange nach der Inſel Alſen mitzuwirken; der 
ſpäterhin vorbereitete Uebergang nach der Inſel 
Fünen unterblieb in Folge des am 18. Auguſt 


ſtillſtandes. Die Theilnahme des Bataillons am 
Feldzuge 1866 führte in Folge des offenſiven 
Charakters und des raſchen Verlaufs des letzteren 
nur in geringem Maße zur Aueübung lechniſcher 
Thätigkeit oder zur Verwendung im Feuergefecht. 
Der Feldzug 1870/71 gab den 3 Feld⸗Pionier⸗ 
Kompanien, wie der aus der 4. Kompagnie ge- 
bildeten 1. und 3. Feſtungs Pionier⸗Kompagnie 
reiche Gelegenheit zu kriegeriſcher Thätigkeit. Die 
1. Feld- Pionier Kompagnie mit dem leichten 
Feldbrückentrain war der 3. Infanterie⸗Diviſton, 
die 2. Kompagnie mit der Schanzzeug-Kolonne, 
ſowie die 3. Kompagnie waren der 4. Jufan⸗ 
terie-Diviſion zugetheilt, bei der Ponton⸗Kolonne 
des 2 Armeekorps befand ſich ein vom Bataillon 
geſtelltes Begleitkommando. Mit dem 2. Armee- 
korps nahmen die Feld Kompagnien Theil an der 
Schlacht von Gravelotte, der Einſchließung von 
Metz, nach dem Fall des letzteren Platzes an der 
Einſchließung von Paris und ſpäter an dem be- 
ſchwerlichen Feldzug der Süd-Arme. Die 1. 
Feſtungs-Plonler⸗Kompagnie war betheiligt an 
der Belagerung von Straßburg, der Beſetzung 
des Elſaß und der Belagerung von Belfort. Die 
mobil gemachte und auf den Kriegeihauplag ent⸗ 
ſandte 3. Feſtungs-Pionter⸗Kompagnie war gleich⸗ 
falls zur Belagerung von Straßburg beſtimmt 
geweſen, gerieth jedoch in Folge Ausbleibens des 
betreffenden Befehls vor Metz, nahm an der 
Einſchlleßung von Metz Theil, war nach dem 
Fall der Feſtung bei der Belagerung von Thion⸗ 
ville, Montmedy, Mezleres und Longwy be- 
theiligt. 

Verfaſſer ſchildert die kriegeriſche Thätigkeit 
der aus dem Bataillon hervorgegangenen Trup⸗ 
pentheile im Zuſammenhange mit dem allgemei- 
nen Verlaufe der Kriege, wodurch die Darſtellung 
in erhöhtem Grade zur Belehrung beiträgt. Daß 
der Feldzug von 1870/71 drei Viertel des ganzen 
Werkes einnimmt, iſt ebenſo erklärlich wie gerecht; 
fertigt. Man kann ſich nur freuen, daß die Ge⸗ 
ſchichte der preußiſchen Pioniere hier wiederum 
eine werthvolle Bereicherung erfahren hat, und 
man darf boffen, daß das Beiſpiel noch weitere 
Nachfolge finden möge. 


— — — 


Aus den Provinzen. 

Swinemünde, 5. Februar. Der Ber- 
gungedampfer „Rügen“ iſt von Warnemünde 
heute zur eventuellen Hebung des geſunkenen 
„uffo“ hier eingetroffen. Die Koſten für He⸗ 
bung dürften ſich je nach Umſtänden der ſchwie⸗ 
rigen Lage des Schiffes, mindeſtens aber auf 
40 000 Mark belaufen. Der „Ufo“ ſoll noch 
einen Mindeſtwerth von 150,000 Mark reprä- 
ſentiten. Zur Hebung des Dampfers „Holſatla“ 
wird der Bergungsdampfer „Berthilde“ aus Kiel, 
der Eigenthum der dortigen Geſellſchaft Sartori 
und Berger iſt, zu welcher auch der Dampfer 
„Holſatia“ gehört, hier eintreffen. 


Kunſt und Literatur. 

Theater für heute. Stadttheater: 
Zum 2. Male: „Wiener Walzer“, deſſen Ur- 
ſprung und Entwicklung, illuſtrirt in 3 Bildern 
von L. Frappart und F. Gaul. Muſik zujam- 
mengeſtellt von J. Bayer. Vorher: „Galeotto.“ 


Verantwortlicher Redakteur: W. Sievers in Stettin. 
— 


Telegraphiſche Depeſchen. 

Wien, 5. Februar. Ueberall in beiden 
Monarchlen wurde der heutige Trauertag unter 
Theillnahme der geſammten Bevölkerung begangen. 
Es fanden Trauergottesdienfte ſtatt. die Geſchäfte 
waren größten Theile geſchloſſen, auch wurde 
äußerlich durch Anbringen von Trauerdekorattonen 
dem innizen Schmerze Ausdruck gegeben; zur 
Stunde der Begräbnißfeſerlichkeit wurden überall 

locken geläutet. In Pola wohnte die Erzher⸗ 
zogin Maria Thereſta der Trauerfeier in der 
Martabilf- Kirche bei. 

Brüſſel, 6. Februar. Der Expreßzug, wel⸗ 
cher geſtern Abend 6 Uhr 5 Minuten von 
Brüſſel nach Arlon abging, kam mit einer klei⸗ 
nen Verſpätung in Namur an, Meß nach Paſſi⸗ 
ren des Bahnhofes in ſchräger Richtung auf eine 
Rangirmaſchine, welche einen Wagen zog, und 
zertrümmerte in Folge deſſen dieſen Wagen. Der 
Heizer und der Lokomotivführe: wurven hierbei 
getödtet. Der Maſchiniſt des Perſonenzuges 
wurde ſchwer verwundet, einige Reiſende leicht 
verletzt. 

London, 6. Februar. Einer Meldung des 
„Reuter'ſchen Bureaus“ aus Shanghat zufolge 
fonden in Ehinktang ernſthafte Unruhen ſtatt. Das 
britiſche Konſulat und mehrere Ausländern ge 
hörende Häuſer find niedergebrannt. Ein Briti- 
ſches Kriegeſchiff iſt nach dem Schauplatz abge- 
gangen. 

London, 6. Februar. Dem Deputirten 
O'Brien, welcher zu einem Monat Gefängniß 
verurtheilt war, iſt geſtattet worden, anſtatt der 
vorgeſchriebenen Gefängnißkleidung ſeine eigenen 
Kleider zu tragen und in der Kranfen-Abthei- 
lung des Gefängniſſes ſich aufzuhalten, um eine 
beſſere Koſt zu haben. 

—— — . — ——— . — 


Waſſerſtand. 

Oder bei Breslau, 5. Februar, 12 Uhr 
Mittags, Oberpegel + 5,18 Meter, Unterpegel 
— 1,48 Meter. Brieg, 5. Februar, 7 Uhr 
Vormittags, Oberpegel 5,40 Meter, Unter pegel 
3,50 Meter. Letzte Nachricht. — Wart de 
bei Poſen, 5. Februar, Mittags, 2,00 Meter. 


abgeſchloſſenen, zum Frieden führenden Waffen ⸗ 


„* 


